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Neue Bundesländer 

Deutliche Anzeichen 
für einen Aufschwung 
jjjJie Talsohle dürfte bei der Industrieproduktion 
tischen erreicht sein. Von dem gegenwärtig 

j, eJJ!"igen Niveau könnte es in der zweiten Jah- 
.s"älfte zu einer Belebung kommen, die sich im 

*chsten Jahr fortsetzen wird." 

I ll diesem Satz aus der jüngsten Konjunkturana- 
. Se des Münchner Ifo-Institutes belegte Bundes- 

. nz'er Helmut Kohl die Auffassung der Bundesre- 
erung, wonach sich in jüngster Zeit die Anzeichen 

-jähren, daß in wichtigen Wirtschaftsbereichen die 
seh        allmählich zu Ende geht und der Auf- 

Wung in den neuen Bundesländern bevorsteht. 

j ^ut Kohl war sich in dieser Einschätzung mit 
Inn ^renden Repräsentanten aus Gewerbe und 

Gustrie einig, die zusammen mit Vertretern der 
s ,Werkschaften am 9. September zu ihrer inzwi- 
^ en 8. Konferenz im Bundeskanzleramt zusam- 
j, n§ekommen waren. 
, hebliche wirtschaftliche Impulse für die neuen 
Sc,

ncler führte der Bundeskanzler auf das Gemein- 
\  aftsWerk Aufschwung Ost zurück. Dem Kabinett 
de ^

rade eine Zwischenbilanz vorgelegen, nach 
S0pdie für 1991 vorgesehenen Mittel bereits zu über 
^  rozent in konkrete Aufträge geflossen sind. 
derft8es Ergebnis der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
IVij., Undesregierung: Die Kurzarbeit, die mit zwei 
W   • en Beschäftigten im April ihren Höchststand 
?üre'lst '"zwischen um mehr als eine halbe Million 

^gegangen. • 
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Ost-Investitionen 
springen an 
Erste Anzeichen für eine Sta- 
bilisierung der wirtschaftli- 
chen Entwicklung in den 
neuen Bundesländern sieht 
der Vorstandssprecher der 
Dresdner Bank, Wolfgang 
Roller. In Dresden erklärte 
Roller, die Industrieproduk- 
tion werde sich in der zweiten 
Jahreshälfte erholen. Für das 
Baugewerbe sowie Handel 
und Verkehr prognostiziert 
Roller zweistellige Zuwachs- 
raten. 
Auch der Deutsche Industrie- 
und Handelstag (DIHT) 
äußert sich optimistisch über 
die Lage im Osten. „Der Inve- 
stitionsmotor in Ostdeutsch- 
land springt an." Dies ergab 
eine Umfrage bei den 15 
Industrie- und Handelskam- 
mern (IHK) in den neuen 
Ländern. Die Investitionstä- 
tigkeit im Osten sei „heute 
vielfältiger als vermutet". 

Richtkrone 
über Eisenacher 
Opel-Werk 
Im Eisenacher Montagewerk 
der Adam Opel AG (Rüssels- 
heim) wurde Richtfest gefei- 
ert. Nach siebenmonatiger 
Bauzeit ist die erste Produk- 
tionshalle des neuen Werkes, 
in dem ab Ende 1992 jährlich 
150.000 Autos hergestellt wer- 
den sollen, im Rohbau fertig- 
gestellt. Bundesarbeitsmini- 
ster Norbert Blüm würdigte 
die Opel-Investition von mehr 
als einer Milliarde DM in 
Thüringen als beispielgebend 
für andere westdeutsche 
Unternehmen. 
Auf der Baustelle im Westen 

Nachrichten 
aus den 
neuen Ländern 

von Eisenach sind derzeit 
rund 40 Firmen mit über 
600 Arbeitern tätig. Jürgen 
Gebhardt, Geschäftsführer 
der Opel Eisenach GmbH, 
verwies darauf, daß mehr als 
70 Prozent der Bauarbeiter 
aus Ostdeutschland stammen. 
Neben mehr als 2.000 Arbeits- 
plätzen, die bis Ende näch- 
sten Jahres im Opel-Werk ent- 
stehen, würden auch Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten in 
Zuliefererfirmen geschaffen. 
Im Landkreis sollen mit mehr 
als einem Dutzend Gewerbe- 
gebieten Arbeitsplätze für 
über 16.800 Menschen aufge- 
baut werden. 

Milliarden für 
Arbeitsbeschaffung 
Die Bundesregierung wird 
Mittel für Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen (ABM) •" 
den neuen Ländern für 1• . 
um drei Milliarden Mark au' 
stocken. Die Nürnberger ßu 
desanstalt für Arbeit 
bekommt dazu einen Bun 
Zuschuß in Höhe von insge- 
samt fünf Milliarden Mark 
aus dem im Haushalt 199' 
vorgesehenen, aber noch 
nicht vollständig ausge- 
schöpften Kreditvolumen 
Bundes. Die Arbeitnehmer1 

den neuen Ländern können 
daß** 

roktö' 
sich darauf verlassen, 
den notwendigen Umstru*1" 
rierungsprozeß weiter s°z'rte 
verträglich absichern, erkl 
Bundesarbeitsminister Nof" 
bert Blüm. 

Asyl: SPD-Verwirrspiel 
Zu den Äußerungen des saarländischen Minister* 
Präsidenten Lafontaine über eine mögliche An*»*" 
rung des Art. 16 GG erklärte Generalsekretär 
Volker Rühe: 
Die Erkenntnis des saarländischen Ministerpräsidenten, 
daß wirksame Maßnahmen gegen den Asylrechtsmißbra 
ohne eine Ergänzung des Artikel 16 GG nicht ergriffen w 
den können, ist zu begrüßen, entspricht sie doch in dem 
scheidenden Punkt der seit langem von der Union vertre 
nen Auffassung. Allerdings steht Lafontaine damit in de 
ehern Kontrast zum Präsidium der SPD. Damit stellt sich 
einmal mehr die Frage, wer in der SPD eigentlich den l> 
bestimmt? 
Dieses Verwirrspiel muß endlich aufhören. Spätestens bei 
dem Spitzengespräch der Parteien am 20. September wir 
für die SPD die Stunde der Wahrheit schlagen. Es ist zu 
fen, daß diejenigen, die vor Ort die Verantwortung trage • 
bis zu diesem Zeitpunkt entsprechend Druck auf die ra    . 
Zentrale ausüben, damit die SPD auch mit einer ernstzu 
menden Position in diese Verhandlungen geht. 
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40 Jahre Trennung überwinden, 
ist die Aufgabe aller Deutschen 
jjiter Vorsitz des Parteivorsitzenden, 
J?undeskanzler Helmut Kohl, sind am 
.' September die Vorsitzenden der 
Landesverbände und Ministerpräsi- 

enten aus den neuen Bundesländern 
?wie Generalsekretär Volker Rühe zu 
'nem Gespräch zusammengetroffen. 
*s Gespräch fand in einer offenen 

öd freundschaftlichen Atmosphäre 
statt. 

!:s bestand Einigkeit darüber, daß die 
!skussion über die Erneuerung der Par- 

f
ei> die im Herbst 1989 begonnen wurde, 

,0rtgesetzt werden muß. Aber diese Dis- 
Küssion muß offen, fair und ohne Selbst- 
jjerechtigkeit aus dem Geist des Mitein- 
nder geführt werden. Pauschalurteile 
erden dieser Herausforderung nicht 

wecht. Es ist vor allem die Aufgabe der 
^s-, Kreis- und Landesverbände in den 
eUen Bundesländern, sich dieser Diskus- 

Sl°* zu stellen. 

j ahrend die wirtschaftlichen und sozia- 
n Probleme in wenigen Jahren bewältigt 
erden können, wird die Überwindung 
er geistigen Trennung und das Zusam- 

. ^finden der Menschen einen längeren 
4o'!raum erfordern. Die Aufgabe, die 

Jahrige Trennung der Menschen zu 
. berwinden, stellt sich der Gesellschaft 
^gesamt. Sie betrifft nicht nur die CDU, 
ü "\dern ist eine Aufgabe aller Parteien 

nd gesellschaftlichen Institutionen. 

^ ^ Gesprächspartnern wurde der 
r'cht eines unabhängigen Wirtschafts- 

daa- Vor8e'egt- Es wurde festgestellt, 
die Bundespartei die bei der Vereini- 

1QQ8 der Unionsparteien im Oktober 
Schi- ^Vernommenen Finanzmittel aus- 

leßlich für die Landesverbände in 

den neuen Bundesländern ausgegeben 
hat und künftig ausgeben wird. Dem 
Geist der Solidarität entspricht auch, daß 
die Landesverbände in den alten Bundes- 
ländern die Landesverbände in den 
neuen Bundesländern auch künftig finan- 
ziell und personell unterstützen. • 

Bericht des 
Wirtschaftsprüfers 
Dr. Erwin Pougin 
Der Wirtschaftsprüfer Prof. Dr. 
Erwin Pougin hat einen Bericht über 
die Prüfung der Rechnungslegung über 
die von der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle zum 1. Oktober 1990 vom 
Hauptvorstand der CDU der DDR 
übernommenen Geldbestände und 
deren Verwendung bis zum 31. August 
1991 vorgelegt: 

Daraus ergibt sich: 
• Alle durch die CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle vom Hauptvorstand der CDU in 
der ehemaligen DDR übernommenen 
Geldbestände und die nach dem 1. Okto- 
ber 1990 aus dem Bereich der ehemaligen 
DDR eingegangenen und auf Konten der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle geführten 
Geldeingänge wurden und werden in den 
CDU-Landesverbänden der neuen Bun- 
desländer voll eingesetzt. 
• Diese Geldbestände sind nicht im Etat 
der CDU-Bundesgeschäftsstelle enthal- 
ten und werden gesondert geführt. 
• Die CDU-Bundesgeschäftsstelle hat 
zum 1. Oktober 1990 vom Hauptvorstand 
der CDU in der ehemaligen DDR 14.322 
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TDM übernommen. Bis zum August des 
Jahres 1991 sind weitere Einnahmen in 
Höhe von 7.823 TDM hinzugekommen. 
Bei den Einnahmen handelt es sich über- 
wiegend um Zuschüsse nach den Bestim- 
mungen des Parteiengesetzes der DDR. 
Damit stehen bzw. standen für die Finan- 
zierung der Arbeit der CDU in den neuen 
Bundesländern ingesamt 22.145 TDM zur 
Verfügung. 
• Aus den zur Verfügung stehenden Mit- 
teln hat die Bundesgeschäftsstelle bis 
August 1991 13.395 TDM ausgegeben. 
• Verbindlichkeiten bestehen in Höhe 
von insgesamt 5.999 TDM. Darunter sind 
4 Mio für die technische Ausstattung der 
Landes- und Kreisgeschäftsstellen in den 
neuen Bundesländern und weitere 800 
TDM zur Finanzierung der Abfindungs- 
bzw. Sozialplankosten der CDU-Landes- 
verbände in den neuen Bundesländern. 
• Nach Abzug der Ausgaben und Ver- 
bindlichkeiten und der Aufrechnung der 
Forderungen verbleibt derzeit ein Rest- 
vermögen von 3.687 TDM, das zur Unter- 
stützung der CDU-Landesverbände in 
den neuen Bundesländern verwendet 
wird. • 

Lothar de Maiziere 
legt Parteiämter nieder 
Erklärung des stellvertretenden Bun- 
desvorsitzenden der CDU Deutsch- 
lands und Vorsitzenden des Landesver- 
bandes der CDU Brandenburg, Lothar 
de Maiziere: 

• Am 7. 9. 1991 werde ich an den Lan- 
desvorstand der CDU Brandenburg den 
Antrag stellen, den für den 21. 11. 1991 
vorgesehenen Satzungsparteitag zugleich 
als Wahlparteitag durchzuführen. 
Auf diesem Parteitag sollten der gesamte 
Landesvorstand, der Landesvorsitzende 

und seine Stellvertreter neu gewählt wer- 
den. 
Für eine erneute Kandidatur zum Lan- 
desvorsitzenden stehe ich nicht zur Verfü- 
gung. 

• Vor der Sitzung des Bundesvorsitzen- 
den der CDU, Bundeskanzler Helmut 
Kohl, mit den Vorsitzenden und Mini- 
sterpräsidenten der neuen Länder am 
5. 9. 1991 habe ich den Bundesvorsitzen- 
den darüber informiert, daß ich die Fun 
tion des stellvertretenden Bundesvorsit- 
zenden und des Vorsitzenden der Grün 
satzprogrammkommission niederlege- 
Gemeinsam mit dem Parteivorsitzenden 
werde ich den Zeitpunkt der Übergabe 
der Aufgaben einvernehmlich festlegen- 

• Im November 1989 - noch vor dem 
Fall der Mauer — habe ich gemeinsam 
mit mutigen Mitstreitern gegen erhebli- 
che Widerstände die Erneuerung der 
CDU in der damaligen DDR begonnen- 
Durch den Sonderparteitag am 15. und 
16. 12. 1989 und die Bildung eigenständi- 
ger Landesverbände wurden in der ehe- 
maligen DDR die Voraussetzungen für 
den überzeugenden Volkskammerwani- 
sieg gelegt. Ich bin allen Mitgliedern oe 

CDU in den alten Ländern, die uns mit 
großem persönlichen Einsatz unterstüt 
haben, dankbar. 

• Als letzter und zugleich erster frei 
gewählter Ministerpräsident der DD|j 
habe ich maßgeblich die äußeren und 
inneren Aspekte der Schaffung der sta* 
liehen Einheit Deutschlands mitgestalt 
Daß dieser Prozeß auf friedliche Weis« 
und ohne Blutvergießen vollzogen wur 
und den Menschen ermöglichte, in 
Würde und aufrechten Ganges in die 
heit zu gehen, erfüllt mich mit tiefer 
Dankbarkeit. Niemand, der nicht unnu' 
telbar vor Ort beteiligt war, kann ermes- 
sen, mit welchen unwägbaren Risiken, 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

In einem entscheidenden Abschnitt unserer 
Geschichte hat Lothar de Maiziere 

politische Verantwortung übernommen 
per Vorsitzende der CDU Deutsch- 
lands, Bundeskanzler Helmut Kohl 
2Ur Erklärung des stellvertretenden 
CpU-Vorsitzenden, Lothar de Mai- 
2,ere, seine Parteiämter niederzule- 
gen: 

*-*ie persönliche Entscheidung Lothar 
de Maizieres respektiere ich. Ich 
danke ihm für das, was er als Minister- 
Präsident der ehemaligen DDR und in 
der Führung der CDU geleistet hat. 
In einem entscheidenden Abschnitt 
unserer Geschichte übernahm Lothar 
de Maiziere politische Verantwortung. 
uies verstand er als seine Pflicht, und 
^ hatte bis dahin auch keine Gelegen- 
en, sich auf eine solche Aufgabe vor- 
zubereiten. Der Erfolg der friedlichen 
Revolution unserer Landsleute in der 
DDR War von solcher Bereitschaft zur 

Pflichterfüllung entscheidend abhän- 
gig- 
Es bleibt das historische Verdienst von 
Lothar de Maiziere, als erster freige- 
wählter Ministerpräsident die DDR in 
die deutsche Einheit geführt zu haben. 
Er hat sich dabei stets als Anwalt der 
Menschen in der ehemaligen DDR 
verstanden. Unter seinem Vorsitz 
wurde 1989 der Erneuerungsprozeß 
der CDU in der damaligen DDR ein- 
geleitet. Dies war die Grundlage für 
die Vereinigung unserer Partei am 2. 
Oktober 1990. 
Ich habe Lothar de Maiziere schätzen 
gelernt und mit ihm eng zusammenge- 
arbeitet. Es bleibt Aufgabe von uns 
allen, unsere ganze Kraft dafür einzu- 
setzen, daß die Menschen in Deutsch- 
land zusammenfinden und die Her- 
stellung der inneren Einheit gelingt. 

und Anstrengungen aller Betei- fahren 
y» en diese Aufgabe verbunden war. Das 
Scj^

trauen und der Zuspruch vieler Men- 
s ,en haben mir Kraft gegeben, das 

nwere Amt auszufüllen. 
% t 
re   ?. war ein Fehler, nicht meiner inne- 
3 ,}~"erzeugung gefolgt zu sein, mit dem 

990 meine politische Tätigkeit, in 
k"v '^n mich nicht gedrängt hatte, zu 

gabnden" Denn ich woIlte mich der Auf" 
fü 

e steHen, meinen Beitrag zur Schaf- 
'eisf       inneren Einheit Deutschlands zu 
ge  

en- ungerechtfertigte und gezielt aus- 
eute Verdächtigungen haben seitdem 

meine politische Arbeit, mich und meine 
Familie belastet. 
Eine mit den Verhältnissen und den 
Grundbefindlichkeiten der Menschen in 
der ehemaligen DDR wenig vertraute 
westdeutsche Medienlandschaft hat den 
Prozeß der inneren Einswerdung wenig 
gefördert. — Diese und andere Umstände 
erschwerten es mir, um Verständnis für 
die Menschen in den neuen Ländern zu 
werben und für ihre Anliegen einzutreten. 
• Zukünftig werde ich mich wieder ver- 
stärkt meiner rechtsanwaltlichen Tätig- 
keit zuwenden. • 
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Hannelore Rönsch: 

Beweis für den hohen Stellenwert 
der Alten- und Familienpolitik 
Mit 14,7 Prozent gegenüber 1991 
weist der Haushalt 1992 des Bundes- 
ministeriums für Familie und Senioren 
die höchste Steigerungsrate aller Bun- 
deseinzeletats auf. Das Gesamthaus- 
haltsvolumen für das kommende Jahr 
beträgt 32,427 Milliarden DM. Damit 
verwaltet das Bundesministerium für 
Familie und Senioren den viertgrößten 
Einzeletat nach den Ressorts Arbeit 
und Soziales, Verteidigung und Ver- 
kehr. 

Diese Zahlen belegen den hohen Stellen- 
wert, den die Alten- und Familienpolitik 
für die Bundesregierung einnimmt, 
erklärte die Bundesministerin für Familie 
und Senioren, Hannelore Rönsch, anläß- 
lich der parlamentarischen Beratung des 
Bundeshaushalts 1992. Ihr sei es beson- 
ders wichtig gewesen, daß die Verdoppe- 
lung der finanziellen Maßnahmen für 
Senioren und ältere Menschen von 
14,5 Millionen in 1991 auf 28,85 Millio- 
nen DM in 1992 erreicht worden ist. Die 
neu eingerichtete Abteilung Senioren 
könne damit wichtige Aufgaben noch 
effektiver erfüllen. 

Bundesaltenplan 
Aus dem Ansatz dieser Abteilung ist die 
Einrichtung eines Bundesaltenplanes her- 
vorzuheben. Dafürstehen 1992 fünf Mil- 
lionen DM bereit. Aus diesen Mitteln sol- 
len Zuschüsse an Träger der Altenhilfe 
gewährt werden. Mit überregional wirksa- 
men Förderprogrammen soll der Bundes- 
altenplan den Einstieg in eine zukunfts- 
weisende Seniorenpolitik fördern. 

Im Bereich Familienpolitik werden 19" 
mehr als 31,4 Milliarden DM ausgege- 
ben. Dabei wirken sich vor allem die 
materiellen Verbesserungen für die Fam 
lie bei den gesetzlichen Leistungen aUS' 
so die Erhöhung des Erstkindergeldes u 
20 DM auf 70 DM und die entsprechen^ 
Anpassung des Kindergeldzuschlages u 

17 DM auf bis zu 65 DM. Darüber hinaü 

wird 1992 erstmals die Verlängerung deS 

Zeitraums für den Bezug des Erziehung 
geldes auf 18 Monate voll wirksam, daS 

dann ab 1. 1. 1993 sogar auf 24 Monate 
ausgedehnt werden soll. 

Aus dem Gesamtetat des Bundesmimst 

riums für Familie und Senioren fließen 
etwa 6,8 Milliarden DM in die fünf 
neuen Bundesländer. 

Insbesondere stellt das Ministerium 
40 Millionen DM für den Hilfsfonds f» 
schwangere Frauen in Not, dessen Lei' 
stungen ausschließlich für Familien u 
Alleinstehende in den neuen Ländern 
vorbehalten sind, bereit. Aus diesen Mit- 
teln ist ein Programm zur Wohnungssa' 
nierung in Selbsthilfe für Familien un 
Alleinstehende, die ein Kind erwarten, 
entwickelt worden. Es werden Zuschu 
bis zu 20.000 DM je Wohnung gewähr^ 
für Maßnahmen, die den Gebrauchs^ 
der Wohnung erhöhen und die Beding 
gen für ein gesundes Wohnen der ^a 

mit Säuglingen und Kindern verbesseL'r 
Darüber hinaus sind Darlehen und/o 
Zuschüsse für den Erwerb von Woh- 
nungseigentum bis zu 10.000 DM yorg ' 
sehen, wenn dadurch auf Dauer kindg ^ 
rechter Wohnraum geschaffen wird. 
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^gtthias Wissmann: 

Positive Zeichen 
^übersehbar 
Je Wirtschaft in den neuen Bundes- 
sch       ^findet s*cn m einem 
*eR erzna^en Umstrukturierungspro- 

J> dessen Talsohle noch nicht durch- 
ritten ist. 

j , le^en Branchen verzeichnen wir 
. °ch deutlich positive Zeichen, die 
g , a^ zu begründetem Optimismus 
j   en, daß wir in absehbarer Zukunft in 

jj neuen Bundesländern wirtschaftlich 
J   er den Berg" sind. Die Bauwirtschaft 
tiy W,c'celt sich zur Konjunkturlokomo- 
. e für die ostdeutsche Wirtschaft. 

**stenzgründungswelle 
tür°

n der Aufbau mittelständischer Struk- 
ge-^T icn denke hier an Bäcker, Metz- 
an 'Friseure, Maler, Tischler, aber auch 
sch-f°8erien' Textil_ und Bekleidungsge- 

3ite — kommt voran. 

ein     n.resanfang 1990 verzeichnen wir 
leu      'stenzgründungswelle in den 
H,:.en Bundesländern. Bis zur Jahres- 
Ch l991 wurden 37500° Gewerbebe- 

j. - angemeldet. Die Bundesregierung 
Hu . diese Existenzgründungen im Rah- 
sejt , rer Förderprogramme. So wurden 
Sfep em *m März 1990 aufgenommenen 

•Programm bis Ende Juni 1991 rund 
000 

SnV°" $tjtji nommen. uadurcn konnte ein Inve 
Dw°nsv°lumen von rund 27 Milliarden 
laJftobilisiert und ca. 400000 Arbeits- 

neu geschaffen bzw. gesichert wer- 

Kred.   Einzelförderungen mit einem 
v0   

ltvolumen von 12 Milliarden DM 
kommen. Dadurch konnte ein Inve- 

?*t*e 

v0|i    .le Privatisierung der ehemaligen 
geSa 

ei§enen Betriebe kommt voran. Ins- 
Jü|j     nat die Treuhandanstalt bis Ende 

^nd 3 000 ehemalige Staatsbetriebe 

verkauft. Damit verbunden sind Investi- 
tionszusagen in Höhe von 68 Milliarden 
DM und Arbeitsplatzzusagen für über 
550000 Beschäftigte. 
Auch am Arbeitsmarkt nehmen die 
Anzeichen dafür zu, daß sich positive 
Aspekte in den neuen Bundesländern 
abzeichnen. Seit Ende 1989 bis Ende 
März 1991 konnten bereits 2,4 Millionen 
Menschen in den neuen Bundesländern 
neue Beschäftigungsverhältnisse finden. 
Darin eingeschlossen sind fast 1 Million 

Aus der Haushaltsdebatte 
des Deutschen Bundestags 

neu geschaffener Arbeitsplätze. Die mit 
Spannung erwartete Bekanntgabe der 
Juli-Zahlen für den Arbeitsmarkt hat 
nicht zu den von den professionellen 
Schwarzmalern und Schwarzsehern 
erwarteten Freisetzungen größeren Aus- 
maßes in den fünf neuen Bundesländern 
geführt. Zwar stieg die Zahl der Arbeits- 
losen auf über 1 Million, aber die Instru- 
mente wie Fort- und Weiterbildung oder 
die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zei- 
gen ihre Wirkung. 
Auch die Horrorvisionen für die Ausbil- 
dungsstellensituation in den neuen Bun- 
desländern sind nicht eingetreten. Noch 
vor 2 Monaten wurde vor einer drohen- 
den Ausbildungskatastrophe gewarnt. 
Ende Juli standen rund 20000 noch nicht 
besetzten Stellen insgesamt 40000 Bewer- 
ber gegenüber. Bis Ende September wird 
sich die Situation hoffentlich weiter ver- 
bessert haben. Wir sollten darüber nach- 
denken, ob nicht Bewerber ihre Ausbil- 
dung in den alten Bundesländern durch- 
führen, wo rund 420000 Bewerber unter 
720000 Ausbildungsstellen wählen kön- 
nen. 
Trotz dieser erfreulichen Entwicklungen 
und Prognosen wird der Umstrukturie- 
rungsprozeß in der Industrie in den 
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neuen Bundesländern noch geraume Zeit 
in Anspruch nehmen. Die von den inter- 
nationalen Märkten weitgehend abge- 
schottete ostdeutsche Wirtschaft ist seit 
Mitte 1990 dem internationalen Wettbe- 
werb ausgesetzt; dadurch wurde das 
ganze Ausmaß der maroden Staatswirt- 
schaft der früheren DDR schonungslos 
offengelegt. Das SED-Regime hat auf 
Kosten der Substanz gelebt, wie für jeder- 
mann seit der Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozial-Union deutlich sichtbar ist. 
Der erforderliche Anpassungsprozeß 
wird trotz steigender Privatisierungszah- 
len und verstärkter Sanierungsbemühun- 
gen der Treuhandanstalt fortgesetzt wer- 
den müssen, da es noch eine Vielzahl 
nicht wettbewerbsfähiger Unternehmen 
in den neuen Bundesländern gibt. 

Jochen Borchert: 

Erfolgreiche 
Konsolidierung 
Der Entwurf des Bundeshaushalts 
1992 und der Finanzplan bis 1995 neh- 
men die erfolgreich praktizierte Kon- 
solidierungspolitik der 80er Jahre wie- 
der auf und schaffen somit gesamt- 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen, 
die im Westen Deutschlands die 
Wachstumsaussichten stabilisieren und 
im Osten Deutschlands den Auf- 
schwung ermöglichen. Die Haushalts- 
politik ist durch folgende Punkte 
gekennzeichnet: 

Erstens: In den Jahren 1990 und 1991 
wurden die notwendigen Vorleistungen 
staatlicherseits erbracht, um den 
Umbruch im Osten unseres Vaterlandes 
von der sozialistischen Planwirtschaft auf 
die Soziale Marktwirtschaft zu realisie- 
ren. Die Grenze des durch die öffentliche 
Hand, insbesondere durch den Bund, 

Machbaren ist erreicht. Jede weitere Aj> 
dehnung des Ausgabevolumens gefänf 
das Wirtschaftswachstum. 

Zweitens: Die vorübergehende Erh^ 
hung der Abgabenbelastung ist nur da 
wachstumsunschädlich, wenn im rnitt 
fristigen Zeitraum wieder eine Reduzi 
rung in Aussicht steht. Deshalb hält d» 
CDU/CSU-Fraktion an den gefaßten 
Beschlüssen fest, den Solidaritätszu- 
schlag zum 30. 6. 1992 auslaufen zu W 
sen und den Beitrag zur Arbeitslose^ 
Sicherung zum 1.1. 1992 zu senken. 

Dritteiis: Die Vorstellung, alle fi$K 
sten der ehemaligen DDR werden sozi 
siert, d. h. vor der Tür des all umfasse 
den Staates abgeladen, die Vorteile 
jedoch privatisiert, wird auf Dauer di 
öffentliche Hand überfordern. Alle a^. 
Wirtschaftsprozeß Beteiligten müssen 
ihren Entscheidungen die eingetreten 
veränderten Rahmenbedingungen in 
Deutschland berücksichtigen, auch d> 
Tarifpartner, auch unsere ausländisc 
Partner und Freunde. 

Jürgen Rüttgers: 

SPD hat keine 
Alternativen 
Seit dem Bremer SPD-Parteitag g,b 

es ein neues Trio an der Spitze de' 
SPD. Zwei Drittel davon haben *| 
heute gehört. Viel Neues war nicn 
dabei. 

Wir haben keine Klarheit über den ^ 
der SPD erhalten. Es gab keine Antv*jfle 
ten, sondern neue Fragen. Es gibt ke 

Alternativen. In den entscheidenden 
Punkten ist die SPD einmal mehr de 
Beweis schuldig geblieben, daß sie 
Zukunft unseres Vaterlandes gestalte 
kann. 
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er neue Parteivorsitzende hat in der 
ache Allgemeines gesagt. Aber natürlich 

m fetter Form. 
j^jj will ausdrücklich zugeben: Er ist lern- 
B

ahl8- Zuerst fordert er den Rücktritt des 
k
undeskanzlers. Als ihm auf Befragen 
eine Begründung einfiel, nahm er sie mit 

°edauern zurück. 
^er Fraktionsvorsitzende erläuterte die 

eschlußlage. Wie immer wohlgeordnet. 
nklar ist mir nur, wer dem noch 

Stimmt. 
. er Dritte im Bunde schweigt zur Zeit. 
w-an darf rätseln, wann aus Saarbrücken 

der zu hören ist, er wisse es doch wie- 
der besser. 

eT Engholm fordert den Verzicht auf 
d 

s|abewirksame Gesetze. Das hindert 
d e SpE)-Fraktion nicht, täglich neue For- 
a^"gen aufzustellen, so zum Beispiel 
.gleichen Tag die Forderung nach 1,6 

U|iarden DM mehr für die Forschung. 

w
as ist allenfalls sozialistische Haushalts- 
^Schaft, seriös ist das nicht. 

^»nesfalls will die SPD eine Unterneh- 
p ^Steuerreform mittragen, hat Herr 

gholm heute morgen gesagt. 

lud 2Wei Janren saSte er: »wenn wir 
eurUS!r.iestandort Bundesrepublik im 
be 

0paischen Binnenmarkt attraktiv Mei- 
ste», Wo"en» muß die Unternehmensbe- 
>;t 

erung dringend abgesenkt werden." 
'tatende. 

&5r Thierse hat am 21. Februar hier im 
Übe  CSta^ e'ne Arbeitslosenquote von 
in* ?° Prozent für Mitte des Jahres pro- 
jeziert. 

neii
r ^otn hat vorhergesagt, daß die 

rec.en Bundesländer für lange Zeit regel- 
^0 p C Notstandsgebiete bleiben würden. 
lorer^°Zent der Arbeitsplätze würden ver- 
'eiUi     en" ^err ^°Se' sPrach von sozia- 
^üs nruhen, die zu erwarten seien. Von 
strc. J^enbruch und Lehrstellenkata- 

Phe war die Rede. 

Die Realität stellt sich wie folgt dar: Im 
August ist die Zahl der Arbeitslosen in 
den neuen Bundesländern nicht gewach- 
sen. Die Quote liegt weiter bei 12,1 Pro- 
zent. Gleichzeitig ist die Zahl der Kurzar- 
beiter um 170000 zurückgegangen. 
Damit ist eines klar: Die Verelendungs- 
theorie von Hans-Jochen Vogel und 
Oskar Lafontaine ist genauso falsch wie 
die von Karl Marx und Friedrich Engels. 

Michael Glos: 

Privatinitiative 
gefordert 
Wir stehen vor gewaltigen finanz- und 
vor allen Dingen wirtschaftspoliti- 
schen Herausforderungen: Der Wie- 
deraufbau des durch den Sozialismus 
zerstörten östlichen Teils unseres Lan- 
des und die gleichzeitige Hilfe beim 
Umstrukturierungsprozeß der Reform- 
staaten in Osteuropa und der Sowjet- 
union erfordern unsere ganze Kraft. 

Ich begrüße ausdrücklich die jetzt laufen- 
den Bemühungen, die Sowjetunion an 
den Internationalen Währungsfonds her- 
anzuführen, sei es über eine Assoziierung 
oder als Vollmitglied. Auch die Bundesre- 
publik wird im Rahmen des wirtschaft- 
lich Sinnvollen und des finanzwirtschaft- 
lich Verkraftbaren über das bis jetzt 
Gewährte hinaus weitere Hilfen für die 
Sowjetunion leisten müssen. Dabei darf 
man aber unsere Möglichkeiten nicht 
überschätzen. Wir können nicht der Zahl- 
meister für alles in der Welt sein. 
Wir sind in den Belastungen der öffentli- 
chen Haushalte, aber auch bei Steuer und 
Abgabenquote bis hart an die Grenzen 
des Vertretbaren gegangen. Trotz aller 
Notwendigkeit für eine finanzielle und 
wirtschaftliche Unterstützung der neuen 
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Bundesländer und trotz der erforderli- 
chen Ausgabedisziplin in den öffentli- 
chen Haushalten bedarf es nach wie vor 
einer Wirtschafts- und Finanzpolitik, die 
den Nährboden dafür bereitet, daß der 
wirtschaftliche Aufschwung im Westen 
unseres Landes nicht abbricht und im 
Osten mehr und mehr in Gang kommt. 
In erster Linie ist private Initiative 
gefragt, die Wirtschaft in den neuen Bun- 
desländern umzustrukturieren, neue wett- 
bewerbsfähige Produkte und Qualitäten 
zu entwickeln und sich auf die Märkte 
der Zukunft vorzubereiten. 
Der Staat kann diesen Prozeß nur flan- 
kierend begleiten, indem er günstige 
rechtliche, wirtschaftliche wie steuerliche 
Rahmenbedingungen setzt und beschäfti- 
gungspolitische Verwerfungen sozial 
abfedert. 

Michael von Schmude: 

Aufbau eines freiheit- 
lichen Rechtsstaates 
Diese erste Lesung des Haushalts 
1992 gibt uns willkommenen Anlaß zu 
einer Bestandsaufnahme, nämlich: 
Wie weit sind wir beim Aufbau des 
freiheitlichen Rechtsstaates in den 
neuen Bundesländern vorangekommen, 
wo stehen wir, was muß noch getan 
werden? 

Das Justizwesen der früheren DDR war 
Werkzeug des Unterdrückerstaates und 
muß deshalb mehr als jede andere Ver- 
waltung auch personell von Grund auf 
erneuert werden. Das bedeutet, daß Rich- 
ter und Staatsanwälte nur in einem gerin- 
gen Umfang übernommen werden kön- 
nen. Um eine Richterdichte wie in den 
alten Bundesländern herzustellen, benöti- 
gen wir etwa 4.500 Richter, 1.000 Staats- 

anwälte und 2.000 Rechtspfleger. Letzte* 
waren in der früheren DDR überhaupt 
nicht vorhanden. 
Unser 1991 beschlossenes dreijähriges 
Hilfsprogramm zum Aufbau des Rechts' 
Staates im Beitrittsgebiet sieht die Entsefl* 
dung von insgesamt 2.300 Juristen und 
Rechtspflegern vor. Dabei handelt es si 
um 1.000 Richter und Staatsanwälte, vo" 
denen bis Ende Juni etwa die Hälfte 
abgeordnet waren. Ein großes Defizit 
sich noch bei den Rechtspflegern auf- 
Zwischen Bund und Ländern war verei 
bart, in diesem Jahr 500 Rechtspfleger 
abzuordnen. Per Ende August lag diese 
Zahl mit 211 weit zurück. Angesichts de 
großen Arbeitsanfalls bei den Grund- 
buchämtern, bekanntlich liegen über 
1 Million Ansprüche auf Rückübertra- 
gung vor, ist dieser Zustand besonders 
bedauerlich. Am Geld kann es nicht he- 
gen, denn im Rahmen des gesamten 
Hilfsprogramms von 120 Millionen E>M 

sind für diesen Bereich der Abordnung 
allein 65,4 Millionen DM vorgesehen- 

Die neuen Bundesländer machen von 
dem finanziellen Hilfsangebot des Bun- 
des zur Einstellung von bis zu 300 R10 

tern, Staatsanwälten und Rechtspflege 
regen Gebrauch. Hier sind kurzfristig 
bereits 200 Stellen besetzt worden. 

Außerordentlich unbefriedigend und 
schleppend verläuft dagegen die Aus- 
schöpfung unseres sog. Seniorenmode 
Hier waren Haushaltsmittel in Höhe 
17,5 Millionen DM im Haushalt 199* 
vorgesehen zur Entsendung von 500 p 
sionierten Richtern, Staatsanwälten ufl 
Rechtspflegern. Mehr als 100 Interesse 
ten haben sich bei den Justizministern 
der alten Bundesländer beworben un 
ganze 3 sind inzwischen tätig; 1 ^   . 
in Sachsen und jeweils 1 Richter und 
1 Rechtspfleger in Thüringen. Diesem 
Mißstand muß durch den BundesjusU^ 
minister dringend nachgegangen wer 
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2ur Aufarbeitung der früheren SED-Dik- 
jjtur hat das Bundeskabinett einen 
Gesetzentwurf zur Bereinigung von SED- 
Anrecht vorgelegt. Damit soll die Aufhe- 
bung von Unrechts-Urteilen und die Ent- 
Schädigungsregulierung beschleunigt 

erden. Wir müssen an diesen Komplex 
m,t einem besonderen Augenmaß heran- 
j>ehen: In den mehr als 20.000 anstehen- 

en Rehabilitierungsverfahren stecken 
^schütternde Einzelschicksale. Den 

etroffenen muß Gerechtigkeit widerfah- 
ren. Allerdings müssen wir auch die 

renzen unserer Möglichkeiten erken- 
en> die einfach darin bestehen, daß 

Geliehenes Unrecht weder finanziell 
°ch sonst voll ausgeglichen werden 
ann. Bei den Finanzen ist zu berücksich- 
jgen, daß dieses Gesetz mit etwa 1,5 Mil- 
arden DM Kosten an die Grenzen unse- 

rer Möglichkeiten heranführt. 
r;11 einem noch zu beratenden Gesetz 

•er die sog. Verwaltungsrehabilitation 
Russen Willkürakte der DDR-Organe im 

erwaltungsbereich aufgearbeitet wer- 
en. Hier muß eine Möglichkeit geschaf- 
n Werden, auch abgeschlossene Verfall- 

en wieder aufzugreifen. Besonders gilt 
les hinsichtlich der sog. Zwangsumsied- 
ngen. So wurden u. a. im ehemaligen 
Perrgebiet an der innerdeutschen 

enze Menschen gezwungen, ihre Hei- 
mat 2u verlassen und ihr Hab und Gut 
j^gen ein Trinkgeld dem Staat zu über- 
e'gnen. 

^asi-Unterlagen-Gesetz 
SPrvle ^erSangenheitsbewältigung des 
,   ^-Schnüffler- und -Spitzelstaates 
g   Ucnen wir weitere juristische Grundla- 
|:   ' ^as Stasi-Unterlagen-Gesetz ermög- 
itn il U0S entsPrecnende Informationen 

Interesse betroffener Opfer. In Verbin- 
i    § mit der Erfassungsstelle Salzgitter 
tisT dann hoffent,ich ein Großteil poli- 
^e

ch motivierter Straftaten aus der DDR- 
verfolgt und gesühnt werden. 

Karl Peres: 

Drängende innen- 
politische Probleme 
In den Zahlen des Innenhaushalts 
1992 spiegelt sich wieder einmal eine 
Fülle drängender innenpolitischer Pro- 
bleme. Das zeigen auch folgende Bei- 
spiele : 

• Für den weiteren Aufbau der Verwal- 
tungen in den neuen Ländern sind im 
Einzelplan 06 wieder insgesamt 250 Mio. 
DM an Personalkostenzuschüssen und 
für die Entsendung von Bundesbedienste- 
ten vorgesehen. Ich meine allerdings, daß 
dies zu keinem Dauerzustand werden 
sollte und daß wir in absehbarer Zeit eine 
Erfolgskontrolle der verschiedenen 
Anreize vornehmen sollten. 

• Beim Bundeskriminalamt schlägt der 
Regierungsentwurf im Rahmen des mehr- 
jährigen Konzeptes zur Intensivierung 
der Bekämpfung von Rauschgiftkrimina- 
lität und organisierter Kriminalität eine 
weitere Verstärkung um 60 Mitarbeiter 
vor. Nachdem die Zahl der Drogentoten 
bei uns im 1. Halbjahr '91 nochmals um 
über 50 Prozent gestiegen ist und die Zahl 
der Erstkonsumenten von Heroin z. B. 
um weitere 30 Prozent zugenommen hat, 
scheinen mir gegen Personalverstärkun- 
gen kaum Einwände möglich. Eines sollte 
aber klar sein: Wir hätten den Haushalt 
des BKA — und zwar nahezu sämtliche 
Arbeitseinheiten — seit 1989 dann um 
710 Planstellen und Stellen verstärkt. 
Jetzt müssen den Mitarbeitern des BKA 
und der Länder endlich wirksamere 
Ermittlungsmöglichkeiten gegenüber dem 
organisierten Verbrechen gegeben und 
der Zugriff auf Verbrechensgewinne und 
Geldwäscher ermöglicht werden. 
• Für die Förderung des Sports halte ich 
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das Prinzip der Subsidiarität gerade im 
vereinten Deutschland für ganz wesent- 
lich. Der Sport und seine Spitzenver- 
bände machen es sich aber zu einfach, 
wenn sie uns mit Blick auf die Besonder- 
heiten in den neuen Ländern vorrechnen 
wollen, dies müsse sich bis auf kleinere 
Randkorrekturen im Jahr 1993 und in 
den Folgejahren so fortsetzen. Wir wollen 
gerade keinen Staatssport wie in der frü- 
heren DDR. Deshalb muß der Anteil der 
Bundesförderung konsequent zurückge- 
führt werden. 

Susanne Jaffke: 

Gezielte Bewältigung 
sozialer 
Problemfelder 
Es ist an der Zeit, den penetranten 
Diffamierungen der Opposition über 
die angebliche soziale Unverträglich- 
keit des Haushaltsplans 1992 ener- 
gisch entgegenzutreten. Wer den 
Haushaltsplan genau ansieht, stellt 
fest, daß die Bundesregierung sich 
sehr weitsichtige Gedanken über die 
sozialpolitische Situation der Bundes- 
republik gemacht hat und daß sie 
gezielte Maßnahmen zur Bewältigung 
sozialer Problemfelder vorsieht. 

So soll der Bundesjugendplan '92 um 
über 20 Mio. auf 203 Mio. DM aufge- 
stockt werden. Ferner sollen 11 Mio. DM 
für den Bau und die Einrichtung von 
Jugendherbergen und Jugendbegeg- 
nungsstätten verwendet werden. Durch 
die Finanzierung von internationalen 
Begegnungsstätten leistet die Bundesre- 
gierung einen aktiven Beitrag zur friedli- 
chen Entwicklung und zur verständnis- 
vollen Nachbarschaft im neuen Europa. 
Auch ist im Entwurf des Bundeshaushal- 

tes vorgesehen, das Kindergeld, den K.in' 
dergeldzuschlag und die Kinderfreibe- 
träge zu erhöhen. Die vorgesehenen Lei- 
stungen sind beträchtlich: Die Aufstoc- 
kung des Kindergeldes wird den Bund 
rund 3,1 Mrd. DM kosten; die Erhöhung 
des Freibetrages wird zu Steuerminder- 
einnahmen von rund 3,6 Mrd. führen. 'n 

den zehn Jahren christdemokratisch-libe' 
raler Regierung haben sich die Leistun- 
gen für unsere Familien auf voraussicht- 
lich 55,6 Mrd. DM verdoppelt. Noch ein 
Wort zu den Kindergärten in den neuen 
Ländern. Als ehemalige DDR-Bürgerin 
kann ich nur darüber staunen, welch 
nostalgische Krokodilstränen einige Ver- 
treter der Opposition diesen vermeintli- 
chen Errungenschaften des Sozialismus 
nachweinen. 
Die betrieblichen Kindefbetreuungsein- 
richtungen waren niemals ein menschen 
freundliches Instrument des Staates für 

die Vereinbarkeit von Familie und Bei"11' 
Sie waren einfach nur Kinderaufbewan- 
rungsstätten mit einem rigiden und pä"' 
agogisch sinnlosen Betreuungsplan. 

Irmgard Karwatzki: 

Altenpolitik - 
Zukunftspolitik 
für uns alle 
Die Bevölkerungsentwicklung in de* 
Bundesrepublik wird uns in den n^c 

sten Jahren und Jahrzehnten vor neu 
Aufgaben stellen. In den vergangen^ 
100 Jahren hat sich die durchschnitt!»' 
ehe Lebenserwartung unserer Bevol 
rung verdoppelt. 

Eine Gesellschaft ist nur dann human, 
wenn sie den älteren Mitbürgerinnen u 
Mitbürgern ein gesichertes und erfüll 
Leben in einem der Menschenwürde e 
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Friedrich Bohl: SPD führungs- und richtungslos 
Die Haushaltsdebatte in dieser 
Woche war ein wichtiger Markstein 
auf dem Weg zur Angleichung der 
Lebensverhältnisse in Deutschland. 
Nicht nur, weil Bundesfinanzmini- 
ster Theo Waigel ein überzeugendes 
Konzept vorlegen konnte, wie wir 
die großen Herausforderungen 
finanziell bewältigen werden. Son- 
dern vor allem auch deshalb, weil 
die Debatte offengelegt hat, wie 
alternativlos die SPD dasteht. 

Ihre Alternativlosigkeit besteht insbe- 
sondere darin, daß sie völlig uneinig 
ist. SPD-Oberbürgermeister fordern 
Änderungen des Grundgesetzes, um 
dem weiter wachsenden Zustrom von 
Asylbewerbern Herr werden zu kön- 
nen. Große Teile der SPD-Führung 
s,nd immer noch dagegen und verhin- 
dern ein wirksames Handeln. Derweil 
Wachsen die Probleme. Wenn es eine 
beginnende Ausländerfeindlichkeit 
8>bt, dann trägt dafür die SPD die Ver- 
antwortung. 

Und Engholm? Er lächelt, 
statt zu führen. 
Genauso bei der Mehrwertsteuer. Die 
SPD-Ministerpräsidenten möchten sie 
erhöhen, die SPD-Bundestagsfraktion 
ist dagegen. Gleichzeitig erhebt sie 
Ausgabenfoderungen in allen mögli- 
chen Bereichen, ohne zu sagen, woher 
das Geld kommen soll. Es ist eben 
immer wieder dasselbe: Sozialisten 
und Sozialdemokraten können Geld 
ausgeben, aber nicht erwirtschaften. 

Um all dieses Hü und Hott, diese Füh- 
rungs- und Perspektivlosigkeit zu ver- 
bergen, bemüht die SPD jetzt schließ- 
lich Schalck-Golodkowski. Kontakte, 
die mit ihm geknüpft wurden, um 
Menschen freizubekommen und Rei- 
seerleichterungen zu bewirken, wer- 
den von ihr jetzt als Spionage verur- 
teilt. Damit Richtigstellungen 
erschwert werden, sucht man sich als 
Opfer auch noch einen Toten aus, 
Franz-Josef Strauß. Das ist widerlich! 

Pichenden Rahmen ermöglicht. Politik 
r Altere muß sich an den Bedürfnissen 

i e^.einzelnen orientieren. Daher sind 
"dlviduelle Lösungsansätze gefragt. 
us diesem Grund werden vom Bundes- 

p,,riisterium für Familie und Senioren 
rschungsvorhaben finanziell unter- 

£ tzt> die sich mit Möglichkeiten und 
,  ^nzen selbständiger Lebensführung 
0  assen. Uns geht es dabei vor allem 
(j rum> die häusliche Pflege entsprechend 
h j1"!'Grundsatz „Ambulante Versorgung 
Zu        ran8 vor stationärer Versorgung" 
^r Geltung zu bringen. 
^nn über 80 Prozent unserer älteren 

und     ger konnen inr Leben nocn aktiv 

Unabhängig gestalten. Dies muß 

auch weiterhin gefördert werden. Den- 
noch besteht ein Verlangen von Seiten der 
älteren Generation nach materieller und 
sozialer Sicherheit und nach Hilfe und 
Betreuung im Falle der Pflegebedürftig- 
keit. Nur mit einer gesetzlichen Pflegever- 
sicherung kann das Risiko der Pflegebe- 
dürftigkeit aufgefangen werden. Eine 
steigende Zahl alter Menschen ist auf die 
dauernde Pflege im privaten Bereich oder 
durch Dritte angewiesen. Über 90 Pro- 
zent dieser Versorgungs- und Pflegelei- 
stungen erbringen Frauen, Töchter oder 
Schwiegertöchter zu Hause. Dabei wird 
das Ausmaß der bereits jetzt geleisteten 
Unterstützung in der Öffentlichkeit kaum 
wahrgenommen. • 



Seite 14  •  UiD 27/1991 KONJUNKTUR 

Kommentar 

Erfreuliche Anzeichen 
Vielleicht ist es noch ein wenig voreilig, 
wenn der Bundeskanzler und sein Regie- 
rungssprecher verkünden, die wirtschaftli- 
che Talsohle in den neuen Bundesländern 
sei erreicht, und von nun an gehe es auf- 
wärts. Vielleicht werden die Wintermonate 
die Zahlen noch einmal nach unten drük- 
ken. Aber die Bundesregierung hat mit 
Recht nie in das allgemeine Jammerge- 
schrei eingestimmt. Sie hat die Schwierig- 
keit nicht verschwiegen (manchmal aller- 
dings geschönt), aber sie hat vor allen Din- 
gen den Menschen „drüben" Mut gemacht. 

Auch wer die Schwierigkeiten zwischen 
Sachsen und Mecklenburg- Vorpommern 
kennt, kann sich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß manche Nachricht über die 
schlechte Stimmung in den neuen Ländern 
an der wirklichen Stimmungslage dort vor- 
beiging. Es hat viel Enttäuschung und viel 
Kritik gegeben, weil das Wirtschaftswun- 
der-Ost nicht schnell genug eintrat. Aber es 
gibt längst erfreuliche Anzeichen dafür, 
daß die Menschen bereit sind, ihr Schick- 
sal in die eigenen Hände zu nehmen. Und 

das ist der Motor eines künftigen Wirt- 
schaftsaufsch wungs. 
Die Bauwirtschaft fängt an, eine Konpnk' 
turstütze zu werden. Die ArbeitslosigkeitlS 

im letzten Monat nicht gestiegen. Die BW' 
ger der alten DDR kaufen auch wieder 
eigene Produkte, und Supermarktketten 
beginnen, Waren aus Sachsen-Anhalt ode 
Thüringen anzubieten. Das sind erste 
Anzeichen einer Erholung. 
Wir dürfen nicht vergessen, daß die Wäh- 
rungsunion erst etwas mehr und die Wie- 
dervereinigung etwas weniger als zwölf 
Monate alt sind. Wirtschaftsexperten 
haben immer damit gerechnet, daß es um 
die zwei Jahre dauert, bis die neuen Bun- 
desländer beginnen, wieder zu Kräften zu 
kommen. Diesen Zeitplan hält die Wirt- 
schaftspolitik überraschend exakt ein. D,e 

Fehler, die gemacht worden sind, waren 
angesichts der Größe der Aufgabe unver- 
meidlich. Die Treuhand hatte auch nicht 
immer eine glückliche Hand. 
Politisch kommt es nicht darauf an, daß 
in Magdeburg oder Rostock über Nacht 
boomt, daß alles zum Besten steht. Es 
kommt darauf an, daß die Menschen 
sehen, wie es besser wird, und daraus neu 
Hoffn ung seh öpfen. • 

Frankfurter Neue Pre** 

Aus dem Bildungsangebot der KAS 
Die Friedensbotschaft der abraha- 
mitischen Religionen und die Herr- 
schaft des Rechts — Konsequenzen 
für das Zusammenleben von Musli- 
men, Juden und Christen 

3. und 4. Dezember 1991 

Die wichtigsten Themen: 
• Die Friedensbotschaft der abraha- 
mitischen Religionen und ihr Beitrag 
zur europäischen Kultur 

• Freiheit des Denkens, Freiheit dem 
Andersdenkenden? — Eine kritische 
Würdigung 
Die Veranstaltung findet in Schloß 
Eichholz bei Bonn statt. 
Informationen/Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Institut für Politische Bildung 
Heimvolkshochschule Eichholz 
Postfach 1331 
W-5047 Wesseling 
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LÜr mehr Investitionen und Arbeitsplätze: 

Eine Reform 
der Unternehmensbesteuerung 

ist unverzichtbar 
j>Je konsequente Politik der CDU zur 
scilleilerung der Sozialen Marktwirt- 
ren k ^at ^er ursPr"n8^cnen Bundes- 
Aü?       Deutschland den längsten 
s„. .Schwung in der Nachkriegsge- 

Crihte 8ebracht- 1991 befindet sicn 

hh     tscne Wirtschaft im neunten 
tU|/

r ununterbrochenen realen Wachs- 
•u H   ^urcn den Aufschwung wurden 
l ft alten Bundesländern seit 1983 
ol v*'"ionen neue Arbeitsplätze 
ty: Raffen. Gegenwärtig verzeichnen 

Un Westen den höchsten Beschäfti- 
5Ull8sstand seit 1945. 

Sc,r kräftige und stetige Wirtschaftsauf- 
dje^

Un8 seit 1983 wurde vor allem durch 
Ste   

üc*führung der Staatsquote und die 
de 

Uerentlastungen in der zweiten Hälfte 
f(jr ^

0er Jahre nachhaltig gefördert. Auch 
Por •   ^ulcunft brauchen wir eine Steuer- 
te l*> die Leistungsbereitschaft und 
typninitiative mobilisiert und belohnt. 
ge   

Sehen uns neuen Herausforderungen 
sch?Über' die nur bei anbaltender wirt- 

Etlicher Dynamik zu bewältigen sind. 

Sch f°^dergrund steht dabei, die Wirt- 
(j    } m den neuen Bundesländern aus 
s°*i r^e-n Strukturkrise nach 45 Jahren 
f(jL allstischer Mißwirtschaft herauszu- 
*ü e

en.Un<^ einen schnellen Aufschwung 
natj

rre*chen. Gleichzeitig wird der inter- 
und°A ale Wettbewerb um Investitionen 
t)je    .beitsplätze an Schärfe zunehmen. 

&lt auch im Blick auf die Verwirkli- 

chung des Europäischen Binnenmarktes 
zum 1. Januar 1993. 
Die deutsche Volkswirtschaft hat sich auf 
den Weltmärkten eine Spitzenposition 
erarbeitet. Um diese Spitzenposition im 
Wettbewerb der großen Industrienatio- 
nen halten zu können, müssen wir uns 
dem Wettbewerb der internationalen 
Steuersysteme stellen, denn nur so haben 
wir gute Chancen, neue Arbeitsplätze zu 
schaffen, die soziale Sicherung zu festi- 
gen, erfolgreiche Umweltpolitik zu betrei- 
ben und vor allem der jungen Generation 
eine gute Zukunftsperspektive zu bieten. 

Der Standort Bundesrepublik 
Deutschland im internationalen 
Vergleich der Steuersysteme 
Das deutsche Steuersystem belastet 
Erträge aus unternehmerischer Tätigkeit 
höher als andere Einkunftsarten. Es 
benachteiligt Risikokapital im Vergleich 
zu anderen Kapitalanlagen. 
Mit Beginn der 80er Jahre ist das Steuer- 
recht vieler Industrieländer in Bewegung 
geraten. Die Vereinigten Staaten, Groß- 
britannien, Japan und selbst sozialistisch 
regierte Länder wie Österreich und 
Frankreich haben ihre Steuersätze auf 
Unternehmenserträge zum Teil drastisch 
gesenkt oder planen, dies zu tun (siehe 
Tabelle 1). Auch im Bereich der Einkom- 
mensteuer und insbesondere der Höchst- 
sätze bei der Einkommensteuer gab es 
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deutliche Ermäßigungen (siehe Tabelle 
2). Dadurch hat sich die Position der 
Bundesrepublik Deutschland bei einem 
wichtigen Faktor für Standort- und Inve- 
stitionsentscheidungen relativ verschlech- 
tert. 
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor- 
schung hat 1989 festgestellt, daß die Bun- 
desrepublik Deutschland mit der Kumu- 
lation aus Vermögen-, Grund- und 
Gewerbekapitalsteuer an relativ ungünsti- 
ger Position steht. Die Gewerbesteuer ist 
international die Ausnahme. Eine Steuer, 
die mit der deutschen Gewerbesteuer 
mehr oder weniger identisch ist, wird nur 
in Japan, Luxemburg und Österreich 
erhoben. Einige andere Staaten erheben 
gewerbesteuerähnliche Abgaben, so zum 
Beispiel Frankreich und die USA. Vor 
diesem Hintergrund ist insbesondere die 
Höhe der heutigen Gewerbesteuer eine 

Tabelle 1 

Vergleich der Körperschaftsteuer- 
sätze in wichtigen Industrieländern 
1984 bis 1990 (v. H.) 

1984 1990 

Bundesrepublik 
Deutschland 
Vereinigtes Königreich 
Vereinigte Staaten 
von Amerika 

Frankreich 
Italien 
darunter: Zentralstaat 
Schweden 
Niederlande 
Österreich 

Irland 
Japan 

56 

45 

46 

50 
46,4 
36 
52,4 
48 
55 
50 

43,3 

50 

35 

34 

39 
46,4 
36 
52 
35 
30 
47 
37,5 

Tabelle 2 

Vergleich der maximalen Einkom- 
mensteuersätze in ausgewählten 
Industrieländern 1985 bis 1990 (v. H-. 

1985 1990 

(Quelle: Alfred Boss: Unternehmensbesteue- 
rung und Standortqualität, Kieler Diskussions- 
beiträge 145/146, Kiel, S. 56) 

Bundesrepublik 
Deutschland 
Vereinigtes Königreich 
Vereinigte Staaten 
von Amerika 
(New York) 
darunter: 
Bundessteuer 
Frankreich 
Italien 

Niederlande 
Schweiz (Zürich) 
Österreich 
Irland 
Japan 

56 

60 

58,8 

50 

65 
65 
72 
42,7 
62 
61 
70 

53 

40 

36,6 

(Quelle: Alfred Boss: Unternehmensbesteue 

rung und Standortqualität, Kieler Diskussio" 
beitrage 145/146, Kiel, S. 57) 

Sonderbelastung für die deutschen Un 
nehmen. Sie benachteiligt deutsche 
Unternehmen im Wettbewerb mit ausl 
dischen Konkurrenten und muß dahe 
dringend reformiert werden. 

Auch die Vermögensteuer und die 
Gewerbekapitalsteuer werden in viele1 
Ländern nicht erhoben. In Belgien, GJ1 

chenland, Großbritannien, Italien und 
Portugal gibt es keine allgemeine Verfl1 

gensteuer. In den USA werden vorwie- 
gend auf kommunaler Ebene verschie* 
denartige Eigentumsteuern erhoben 
(siehe Tabelle 3). 

Auch aus diesem Grunde liegt die un 
nehmerische Gesamtsteuerbelastung * 
der Bundesrepublik Deutschland erhe 
lieh höher als in wichtigen Konkurrenz 
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^""mögensteuer und Zusatzsteuern mit Gewinnsteuercharakter der nachge- 
rieten Gebietskörperschaften in wichtigen Industrieländern 

Vermögensteuer Einzelstaatliche und/oder kom- 
munale Ertragsteuern 

h
üidesrepublik 

Qeu*schland 

reinigtes Königreich 
Nien 

Weich 

•"einigte Staaten 
Amerika 

Gewerbekapitalsteuer (a) 
Grundsteuer (a) 
Vermögensteuer (b) 

Grundsteuer (a) (rates) 

Gewerbesteuer (a) 
(taxe professionelle) 

Vermögensteuer (a) 
Grundsteuer (a) 

Eigentumsteuer (a) 
(property tax) 

Gewerbeertragsteuer (a) 

Gemeindeeinkommensteuer (c) 

Kantonale und teilweise kommu- 
nale Körperschaftsteuer (c) 

einzelstaatliche und lokale Kör- 
perschaftsteuer (c) 

abSpt
Als Betriebsausgabe absetzbar bei der Gewinnermittlung. — (b) = Nicht als Betriebsausgabe 

.    e,2bar. — (c) = Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage der Bundessteuer absetzbar. 
l4^"e: Alfred Boss: Unternehmensbesteuerung und Standortqualität, Kieler Diskussionsbeiträge 
^/146. Kiel, S. 27) 

Qern. Die Vergleichswerte für die Be- 
'astu n8 des Gewinns vor Steuern lauten: 

?belle 4 
,Undesrepublik Deutschland 
aPan 

freien 
J*Hen 
erei*igte Staaten 

Qroßbritannien 

65 Prozent 

59 Prozent 

54 Prozent 

48 Prozent 

42 Prozent 

38 Prozent 
(ab 1992: 36 Prozent) 

30 Prozent 
eSs -• Gutachten der Kommission zur Ver- 

'nvestv
n9 der steuerlichen Bedingungen für 

steril, n  und   Arbeitsplätze,   Bundesmini- 
um der Finanzen, Bonn, Juni 1991) 

nterr 
^Stet 

Rational gibt es einen Wettbewerb 
Unt 

teuersysteme. Je leichter es für die 
sta   rnehnien wird, ihren Produktions- 
d0rt, 

0rt oc*er 'hre Unternehmensleitung 
stie  

ln.Zu verlegen, wo die Kosten gün- 
Slnd, desto weniger ist es möglich, 

sich diesem Wettbewerb zu entziehen. 
Neben Personal-, Energie- oder Trans- 
portkosten werden in vielen Fällen die 
Steuern zum wichtigsten Standortfaktor. 
Dies gilt insbesondere für den Europäi- 
schen Binnenmarkt. 
Aus der vom Bundesministerium für 
Wirtschaft vorgelegten Statistik der Aus- 
landsinvestitionen im Jahre 1990 ergibt 
sich, daß die Investitionen deutscher 
Unternehmen im Ausland netto fast 
30 Milliarden DM betrugen. Dagegen 
fanden nur knapp 3 Milliarden DM an 
Nettotransferleistungen ausländischer 
Unternehmen den Weg in unser Land. Im 
Vorjahr waren es noch 21,2 zu 7,9 Milliar- 
den DM. Wenn die Direktinvestitionen 
deutscher Unternehmen im Ausland seit 
Jahren erheblich stärker ansteigen als 
Direktinvestitionen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, ist dies nicht zuletzt 
auf den Standortnachteil der hohen Steu- 
erlast zurückzuführen. 
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Politik der CDU 
Mit zunehmender Integration der Weltka- 
pitalmärkte und der Schaffung des Euro- 
päischen Binnenmarktes wird die Mobili- 
tät der Unternehmen immer größer wer- 
den. Um bestehende Arbeitsplätze zu 
erhalten und neue zu schaffen, müssen 
wir deshalb dafür sorgen, daß die Bun- 
desrepublik Deutschland für in- und aus- 
ländische Investoren attraktiv bleibt. Die 
Steuerpolitik wird sich daher auch weiter- 
hin an unseren bewährten Leitgedanken 
orientieren. 
• Für Unternehmen und Arbeitnehmer 
muß sich berufliche Leistung und Investi- 
tionsbereitschaft lohnen. Der linear-pro- 
gressive Reformtarif 1990 mit der Absen- 
kung der Grenzbelastung hat hierzu die 
entscheidenden Weichen gestellt. Er ent- 
lastet nicht nur die Arbeitnehmer, son- 
dern auch unsere mittelständischen ' 
Betriebe. Doch solange noch bis zu mehr 
als die Hälfte des zusätzlichen Einkom- 
mens weggesteuert wird, besteht für die 
Steuerpolitik Handlungsbedarf. 

• Investitionsfähigkeit und Investitions- 
bereitschaft werden maßgeblich von den 
Möglichkeiten der Eigenkapitalbildung 
unserer Unternehmen bestimmt. Mit der 
Absenkung des Körperschaftsteuertarifs 
für einbehaltene Gewinne auf 50 Prozent 
zum 1.1. 1990 wurde ein erster Schritt zur 
Entlastung bei den spezifischen Unter- 
nehmensteuern getan. Doch wichtige 
Konkurrenten auf den Weltmärkten sind 
zum Teil viel weitergegangen und haben 
deutlich niedrigere Steuersätze auf Unter- 
nehmenserträge als wir. 
Die CDU hat auf ihrem 36. Bundespartei- 
tag in Wiesbaden 1988 beschlossen, die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit des 
Standorts Bundesrepublik Deutschland 
durch eine „umfassende Reform der 
Unternehmensbesteuerung" zu sichern, 
„die die internationalen Gegebenheiten 

berücksichtigt und zum Abbau von We' 
bewerbsverzerrungen entscheidend bei' 
trägt. Ziel der Reform der Unternehme1» 
besteuerung muß es sein, die Wachstum 
kräfte zu stärken, neue Investitionen zu 

ermöglichen und neue Arbeitsplätze zu 
schaffen." 
Unser mittelfristiges Ziel ist die Entla- 
stung sowohl im Bereich der ertragsun3 

hängigen als auch der ertragsabhäng'£>e 

Steuern. Dazu hat die CDU-geführte 
Bundesregierung mit dem Steuerände- 
rungsgesetz 1992 ihre Vorstellungen e>n 

gebracht. 
In einer ersten Stufe soll ab 1993 vor 
allem die ertragsunabhängige Belastung 
im Bereich der Gewerbekapitalsteuer 
abgeschafft werden (Mindereinnahme0 

etwa 2,4 Milliarden DM). 

Deutliche Vereinfachung 
Durch Änderungen des Bewertungsg^5 

zes soll die auf Betriebsvermögen en ,tfa'- 
lende Vermögensteuer deutlich gesen* 
werden. Dies wird zum einen durch ?,e 

— mit Ausnahmen — vorgesehene U& 
nähme der Steuerbilanzwerte in die Ve 
mögensaufstellung erreicht. Damit ist 
gleichzeitig ein deutlicher Vereinfa- 
chungseffekt für die Unternehmen, im 
Berater und die Finanzverwaltung vef' 
bunden. Zum anderen wird der Freibe' 
trag für Betriebsvermögen inländische 
Gewerbebetriebe von derzeit 125000 
Deutsche Mark auf 500000 Deutsche 
Mark erhöht und damit der Mittelstan 
besonders entlastet; der übersteigende 
Teil des Betriebsvermögens soll in 
Zukunft nur noch mit 50 vom Hundert 
angesetzt werden (Mindereinnahmen 
etwa 3,4 Milliarden DM). 
Um eine besondere Entlastung des M' 
telstandes zu erreichen, ist neben der 
Rückführung der ertragsunabhängigen. 
Steuern die Staffelung der Meßzahl be 
der Gewerbeertragsteuer nach dem 

^ 
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ewerbeertrag für Personengesellschaf- 
nu-Unc* Emzelunternenmen vorgesehen 
^Mindereinnahmen etwa 1,2 Milliarden DM). 

Behauptungen der SPD 
Die SPD behauptet, daß die 
Union mit der Senkung der betriebli- 
chen Vermögensteuer und der 
Abschaffung der Gewerbekapital- 
steuer Reiche und Spitzenverdiener 
"egünstigen wolle. 

J^Chtig ist, daß wir die Voraussetzun- 
°en für Investitionen und Arbeitsplätze 
D . ern und verbessern wollen. Nicht die 
nvate Vermögensteuer soll abgeschafft 
erden, sondern wir wollen die betriebli- 

lj £ ^ermögensteuer senken. Die betrieb- 
ene Vermögensteuer und die Gewerbe- 
s P^alsteuer belasten die Substanz und 
^haden der Wettbewerbsfähigkeit der 

hernehmen. Sie werden unabhängig 
e ^°n erhoben, ob ein Betrieb Gewinn 
jj1 elt oder nicht. Daher mindern sie die 
ij
ereitschaft, Investitionen vorzunehmen 
11(1 gefährden bestehende oder neu 

geschaffene Arbeitsplätze. 
le Verbesserung der steuerlichen Rah- 

L Bedingungen soll somit sowohl vor- 
Jjndene Strukturfehler beseitigen als 
nehh die Steuerbelastun8 für die Unter- 
^.hrnen senken. Ziel ist es, unsere langfri- 

"8 angelegte, wachstumsfreundliche und 
fühlal aus8ew°gene Steuerpolitik fortzu- 
«$t     

n- Hierbei geht es keinesfalls um 
euergeschenke für "Besserverdienende", 
le es die SPD immer wieder behauptet, 

^dern darum, die Steuerbelastung für 
In

e arbeitsplatzschaffenden Unterneh- 
i*n» n>cht für die Unternehmer, dem 

Nationalen Niveau anzupassen. 

J^ie SPD behauptet, daß das 
^egierungsvorhaben eine neue Steuer- 
subvention sei. 

Richtig ist das Gegenteil: Die 
steuerlichen Verbesserungen zugunsten 
von Investitionen und Arbeitsplätzen in 
einer Größenordnung von voraussichtlich 
knapp 7 Milliarden DM sollen weitge- 
hend durch den steuerlichen Subven- 
tionsabbau und die Rückführung der 
degressiven Abschreibung für Wirt- 
schaftsgebäude auf das Niveau für Wohn- 
gebäude gegenfinanziert werden. 

Die SPD behauptet, daß das 
Regierungsvorhaben nur den Großun- 
ternehmen zugute käme. 

Richtig ist, daß von der Gewerbe- 
steuer und der Vermögensteuer auf 
Betriebsvermögen vor allem der Träger 
des wirtschaftlichen Wachstums, die mit- 
telständische Wirtschaft, betroffen ist. 
Steuerliche Erleichterungen bei der 
Gewerbekapital- und der betrieblichen 
Vermögensteuer helfen vor allem neu 
gegründeten, noch ertraglosen Betrieben. 
Sie vermindern darüber hinaus die Risi- 
koanfälligkeit in Perioden ungünstiger 
wirtschaftlicher Entwicklung, weil die 
ertragsunabhängigen Steuern auch bei 
Ausbleiben von Gewinnen gezahlt wer- 
den müssen und dann zum Substanzver- 
zehr in den Betrieben und somit zur 
Gefährdung von Arbeitsplätzen beitra- 
gen. 
Die Gewerbekapitalsteuer und die auf 
Betriebsvermögen entfallende Vermögen- 
steuer stellen vor allem eine zusätzliche 
Belastung auf Arbeitsplätze schaffendes, 
investiertes Kapital dar. Sie verringern 
nicht nur die Investitionsfähigkeit und 
die Investitionsneigung der Unterneh- 
men, sondern beschneiden auch die 
Eigenkapitalbildung. Sie stellen daher ein 
Hemmnis für die Erhaltung und Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen und für das wirt- 
schaftliche Wachstum dar. 
Die geplanten steuerlichen Maßnahmen 
sollen daher die mittelständische Wirt- 
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schaft zu mehr Investitionen und damit 
der Sicherung und der Schaffung von 
Arbeitsplätzen motivieren. Wir können 
bestehende Arbeitsplätze nur dann 
sichern und neue schaffen, wenn der 
Wirtschaftsstandort Bundesrepublik 
Deutschland für Investitionen attraktiv 
bleibt. Dazu gehört ein investitions- 
freundliches Steuersystem. 

Die SPD behauptet, die mittel- 
ständische Wirtschaft ginge leer aus. 

Richtig ist, daß die Verbesserung der 
steuerlichen Rahmenbedingungen auch 
dem Mittelstand zugute kommt. Zur 
besonderen Entlastung des Mittelstandes 
soll die Meßzahl im Eingangsbereich der 
Gewerbeertragsteuer für Personengesell- 
schaften und Einzelunternehmen gestaf- 
felt werden. Bei der steuerlichen Bewer- 
tung des Betriebsvermögens soll der Frei- 
betrag von derzeit 125000 DM mittel-. 
standsfreundlich auf 500000 DM vervier- 
facht werden (Steuermindereinnahmen 
etwa 265 Millionen DM). Damit fällt 
rund die Hälfte aller Steuerpflichtigen 
mit Betriebsvermögen aus der Vermögen- 
steuerpflicht. Die im Bewertungsgesetz 
ebenfalls vorgesehene Übernahme der 

Tabelle 5 

Die SPD behauptet, daß die 
geplanten Steueränderungen zu 
Lasten der Gemeinden gingen. 

Richtig ist, daß die Einnahmenaus- 
fälle bei den Gemeinden ausgeglichen 
werden. 
Den Steuerausfällen der Gemeinden ste- 
hen Mehreinnahmen gegenüber, die sie«1 

aus einer Verringerung der GewerbesteU' 
erumlage ab 1. Januar 1993, dem Subve"' 
tionsabbau und dem verringerten Abzu& 
der Gewerbesteuer bei der Einkommen' 
und Körperschaftsteuer infolge der 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuef 
ergeben. 
Darüber hinaus werden die im Gernein- 
deverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFö) 
vorgesehenen Finanzhilfen an die Läno 
zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse der Gemeinden kräftig erhöht. An 

zusätzlichen Mitteln des Bundes erhalt0 

sie 1,5 Milliarden DM in 1992 und je*el 

3 Milliarden DM in den Jahren 1993 b,s 

1995. 
Damit ergeben sich für die Haushalte de 
Gemeinden in den Rechnungsjahren 
1992 bis 1995 die nachstehenden finan- 
ziellen Auswirkungen (siehe Tabelle 5)* 

Haushaltsbelastungen (—) / Haushaltsentlastungen ( + ) in Millionen DM 
im Rechnungsjahr 

1992 1993 1994 1995 

2328 für die Gemeinden + 1265 + 1257 + 1339 + 
(Quelle: Entwurf zum Steueränderungsgesetz 

Steuerbilanzwerte in die Vermögensauf- 
stellung entlastet die mittelständischen 
Unternehmen auch im Bereich der Erb- 
schaft- und Schenkungsteuer (Steuermin 
dereinnahmen schätzungsweise 300 Mil- 
lionen DM). Insgesamt wird der Mittel- 
stand somit um rund 1,765 Milliarden 
DM entlastet. 

1992) 

Die SPD behauptet, daß die 
durch das Regierungsvorhaben ents 
henden Einnahmeausfälle durch d> 
Mehrwertsteuererhöhung kompen 

werden sollen. 

Richtig ist, daß die Verbesserung <*ef 

Rahmenbedingungen für Investitionen 
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^nd Arbeitsplätze durch den Abbau von 
teuervergünstigungen und steuerlichen 
onderregelungen finanziert wird (Ver- 

besserung der Steuerstruktur); Mittel aus 
er erhöhten Umsatzsteuer werden hier- 

tür nicht benötigt. 

Die SPD behauptet, daß das 
Regierungsvorhaben ungerecht und 
unsolide sei. 

Richtig ist, daß sich die Union ihrer 
erantwortung für die Bundesrepublik V, 

w -"lunuil^   1U1    UIV   uuiiUv.oivjyuvim 

eutschland stellt. Dagegen entzieht sich 
*e SPD einer Verbesserung der steuerli- 
nen Rahmenbedingungen für Investitio- 

nei» und Arbeitsplätze. Die SPD hat bis- 
ang keine sinnvollen Alternativen vorge- 
ht. Durch ihre Verweigerungshaltung 
ntzieht sich sich vielmehr der Mitverant- 
°rtung für die Bundesrepublik Deutsch- 

and und insbesondere für die Arbeitneh- 
er und ihrer Angehörigen. 
ir wollen mit unserer Politik die Gründ- 

en für fortdauerndes Wirtschafts- 
achstum und damit den Erhalt und die 
cnaffung neuer Arbeitsplätze sichern. 

Jtii* mehr Investitionen und 
*»öh< 
Di 

'ere Beschäftigung 

die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
deutscher Unternehmen auf den europäi- 
schen und internationalen Märkten. 
Die Internationalisierung des Wettbe- 
werbs und der sich fortsetzende Struktur- 
wandel stellen hohe Anforderungen an 
die Innovationskraft von Unternehmen. 
Sie setzen eine moderne und leistungsfä- 
hige mittelständische Wirtschaft voraus. 
Auch und gerade im Blick auf die 
Umstrukturierung der Wirtschaft in den 
neuen Bundesländern und den nahenden 
EG-Binnenmarkt ist es ein wesentliches 
Ziel unserer Politik, den Mittelstand als 
Träger der wirtschaftlichen Dynamik zu 
stärken. Den eingeschlagenen Weg weiter 
zu beschreiten, wird daher auch künftig 
notwendig sein. Daher müssen künftige 
Verbesserungen auch weiterhin mittel- 
ständische Belange berücksichtigen. 
Wenn die SPD jetzt vorschlägt, auf eine 
Verbesserung der steuerlichen Rahmen- 
bedingungen für Investitionen und 
Arbeitsplätze zu verzichten, dann zeigt sie 
einmal mehr, daß sie über keine wirt- 
schafts- und finanzpolitische Konzeption 
verfügt, mit der die nationalen und inter- 
nationalen Herausforderungen sachge- 
recht gelöst werden können. Im Gegen- 
teil, sie versucht längst notwendige Refor- 
men zur Verbesserung der wirtschaftli- 
chen und sozialen Rahmenbedingungen 
durch das Schüren von Sozialneid zu ver- 
hindern. Es geht aber nicht um „Steuer- 
entlastungen" für Reiche und Großunter- 
nehmen, sondern um Investitionen und 
vor allem um Arbeitsplätze für alle.       • 

. le Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft 
1 ein wichtiger Eckpfeiler zur Sicherung 
er für die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
nverzichtbaren Wirtschaftsdynamik. Mit 
r Verbesserung der steuerlichen Rah- 
enbedingungen für Investitionen und 
r°eitsplätze geht es uns vorrangig um 

Richtige Analyse — falsche Konsequenz 
Und so stellt die SPD ihre wirtschaftspolitische Unfähigkeit erneut unter Beweis: 
• »Den Unternehmen müßte die Basis gegeben werden, sich für die Zukunft zu 
^sten und ihre Kapitalbasis zu stärken." (Björn Engholm, dpa, 10.7.1988) 
* »Es gibt keinen Grund, die Unternehmenssteuer zu senken". (Oskar Lafon- 
taine, RTL, „Nachgefragt", 19.8.1990) 
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Ehrenamtliches Engagement für 
den Sport fördern und neu wecken 
Nach Abschluß der konstituierenden 
Sitzung des Bundesfachausschusses 
Sport am 9. September erklärte der 
wiedergewählte Vorsitzende, Ferdi 
Tillmann: 

Der Bundesfachausschuß Sport der 
CDU, dem hervorragende Experten aus 
allen Bereichen des Sports angehören, 
hat bei seiner konstituierenden Sitzung 
die Schwerpunkte für seine Arbeit festge- 
legt. 

Im Vordergrund steht dabei der Aufbau 
des Sports in den neuen Bundesländern. 
Die Sportpolitiker der CDU sind sich 
einig, daß partnerschaftliche Hilfe der 
alten Bundesländer wesentlich zur Förde- 
rung des Breitensports in den neuen Län- 
dern beitragen kann. Darüber hinaus soll 
in gemeinsamen Aktionen und innerpar- 
teilicher Meinungsbildung für die Förde- 
rung des Sports in den neuen Ländern 
geworben werden. Diesem Ziel dient 
auch die nächste Sitzung des Bundesfach- 
ausschusses Sport, die am 21. November 
1991 in Oberhof/Thüringen stattfinden 
wird. 

Das Fundament eines freien Sports, wie 
wir ihn in der Bundesrepublik seit mehr 
als 40 Jahren kennen, ist das ehrenamtli- 
che Engagement von Millionen unserer 
Bürger und Bürgerinnen. In den neuen 
Bundesländern hat es diese Form des 
Bürgerengagements bis zum vergangenen 
Jahr so gut wie gar nicht gegeben. 
Ich sehe es als Aufgabe der Politik, Wege 
aufzuzeigen, wie ehrenamtliches Engage- 
ment gefördert bzw. neu geweckt werden 
kann. Der Bundesfachausschuß Sport 
wird diese Frage diskutieren und prüfen, 
inwieweit materielle und ideelle Anreize 

die gewünschten Impulse auslösen kön- 
nen. 
Im Spitzensport und seiner Förderung 
bewegt uns vor allem die Frage, wie 
Doping verhindert bzw. sinnvoll 
bekämpft werden kann. 

Der Bundesfachausschuß Sport hat zu 
diesem Thema in der vergangenen Leg's' 
laturperiode eine öffentliche Anhörung 
durchgeführt. Die Auswertung dieser 
Anhörung hat auch ihren Niederschlag 
im Sportprogramm der CDU gefunden- 

Der Bundesfachausschuß Sport der CPU 

begrüßt die Initiativen, die der Deutsche 

Die nächste Sitzung des 
Bundesfachausschusses am 
21. November in Oberhof/ 
Thüringen soll für die Förde- 
rung des Sports in den 
neuen Ländern werben. 

Sportbund zur Lösung des Problems 
gestartet hat. Auf Dauer kann Doping 
aber nur erfolgreich bekämpft werden, 
wenn es zu einem gemeinsamen intern^' 
tionalen Vorgehen in diesem Bereich 
kommt. Der Bundesfachausschuß Spor*. 
wird deshalb Verbindungen zu Sportpo'1' 
tikern der befreundeten Parteien im Aus' 
land nutzen, um für ein internationales 
Doping-Kontrollsystem und eine intern 
tionale Kooperation in diesem Bereich z 
werben. Darüberhinaus sollen auch die 
Gespräche der CDU mit deutschen Sp<1' 
zenfunktionären in den internationalen 
Sportverbänden wieder aufgenommen 
werden. 
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feine Änderung von Artikel 116 
j^r erneuten Forderung der SPD, die 

e|elung der deutschen Staatszugehö- 
25?* von Aussiedlern zu ändern, 
rklärte die Aussiedlerbeauftragte der 

j^üU/CSU-Bundestagsfraktion, die 
annoversche Bundestagsabgeordnete 

Gertrud Dempwolf: 

ach wie vor versucht die SPD, das Pro- 
e*n der steigenden Asylbewerberzahlen 
Qurch zu lösen, indem sie den deutsch- em j.    -««igen /\ut>j>ieuiein ueii weg m uic 

^ ndesrepublik Deutschland versperren 
, »l Der SPD-Bundesvorsitzende Eng- 
r  ^ nennt eine Neuregelung des Asyl- 

^ts durch eine Änderung des Grund- 
sCLC!2es nicht menschlich. Menschlich 

e,nt aber nach seinen Vorstellungen 
r 

Sein> unseren Landsleuten aus Osteu- 
. Pa ihre Deutschstämmigkeit und ihr 
Y   ht auf Zugehörigkeit zum deutschen 
st°'k abzusprechen. Für die CDU/CSU 
ann  Cine Änderung des Artikels 116 
U|ier Frage. 

Es ist erstaunlich, daß die SPD immer 
wieder aus den Aussiedlern Einwanderer 
zweiter Klasse macht. Die politische, 
historische und soziale Verantwortung 
der Bundesrepublik Deutschland für die 
deutschstämmigen Aussiedler, die über 
40 Jahre unter kommunistischer Zwangs- 
herrschaft leben mußten und durch 
Zwangsumsiedlung und Unterdrückung 
aufgrund ihres Deutschtums gelitten 
haben, wird von der SPD schlicht geleug- 
net. 

Warum tun Sie das, Herr 
Engholm? 
Während die CDU/CSU den Schutz der 
politisch Verfolgten gerade durch eine 
Änderung des Asylrechts bewirken will, 
versagt die SPD dem schutzbedürftigen 
Personenkreis der Aussiedler jede Unter- 
stützung. Dies ist für eine Partei, die sich 
sozial nennt, unerträglich. Warum tun Sie 
das, Herr Engholm? • 

Konstituierung des Bundesfachausschusses Sport 
~er Bundesfachausschuß Sport der 
*~"U wählte auf seiner konstituie- 
ren Sitzung Herrn Ferdi Till- 
jjiann wieder zu seinem Vorsitzen- 
den. 

Is stellvertretende Vorsitzende wur- 
en gewählt die frühere Sportministe- 

*n der DDR, Frau Cordula Schubert, 
ttglied des Vorstandes der Jungen 

Jrni°n, und Herr Michael Sauer, Sen- 
efeiter des ZDF und langjähriger 
eutscher Meister im Dreisprung. 

ben Sportpolitikern aus allen Lan- 

desverbänden der CDU gehören dem 
Bundesfachausschuß Sport führende 
Vertreter des Deutschen Sports an, 
u.a. der Präsident des Deutschen 
Sportbundes, Hans Hansen, der Vorsit- 
zende des Bundesausschusses Lei- 
stungssport (BAL), Prof. Dr. Rolf 
Andresen, der Präsident des Landes- 
sportbundes Berlin, Manfred Freiherr 
von Richthofen sowie der Leiter des 
Olympiastützpunktes Tauberbischofs- 
heim, Bundesfechttrainer Emil Beck, 
die Spitzensportler Dr. Reiner Klimke 
und Peter Bouschen. 



Seite 24  •   UiD 27/1991 CDU NIEDERSACHSiS 

12 Bausteine zur Familienpolitik 
nur ein erster Schritt 

Ganz im Zeichen der programmati- 
schen Erneuerung stand der Landes- 
parteitag der CDU Niedersachsen am 
31. August in Stade, auf die die Dele- 
gierten mit großer Mehrheit zwölf 
Bausteine für eine neue Familienpoli- 
tik verabschiedeten. 

Landesvorsitzender Josef Stock betonte: 
„Wir haben uns nach dem Abschied von 
der Regierungsverantwortung mit einer 
neuen Führungsspitze in der CDU Nie- 
dersachsen und der CDU-Landtagsfrak- 
tion auf den Weg gemacht." 
Die zwölf Bausteine zur Familienpolitik 
seien ein erster Schritt, das programmati- 
sche Haus neu zu bauen. Bis zum näch- 
sten Landesparteitag sollen weitere Bau- 
steine zur Wirtschafts-, Verkehrs- und 
Mittelstandspolitik vorgelegt werden. 
Auch will die Niedersachsen-CDU ein 
neues umweltpolitisches Konzept erarbei- 
ten und Bausteine für die Sicherung und 
Entwicklung der bäuerlichen Landwirt- 
schaft erstellen. 
Da der Landesparteitag auch den Auftakt 
bildete für die am 6. Oktober stattfinden- 
den Kommunalwahlen in Niedersachsen, 
sparte Landeschef Stock nicht mit Kritik 
an der rot-grünen Landesregierung in 
Hannover. 
Die SPD habe die Wählerinnen und 
Wähler vor der Landtagswahl „belogen 
und betrogen". Das Wohnungsbaupro- 
gramm sei eine einzige Katastrophe und 
bleibe weit hinter den Ergebnissen der 
früheren CDU-geführten Landesregie- 
rung zurück. 
Ins gleiche Horn stieß auch der Vorsit- 

zende der CDU-Landtagsfraktion, Jürge 

Gansäuer. Bisher habe sich noch keine 
Landesregierung als „unehrlicher" erWi 
sen als die rot-grüne in Niedersachsen- 
Sie habe trotz größter Versprechungen 
die schlechteste Unterrichtsversorgung 
der letzten sieben Jahre zu verantworte 

Ausführlich beschäftigte sich CDU-L3"' 
deschef Stock mit den Folgen der Deut- 
schen Einheit. Die Ereignisse der letzte 
Tage und Wochen in der Sowjetunion 
und in Jugoslawien hätten gezeigt, wie 
zerbrechlich der Friede sei. 

Ohne die entschlossene Haltung von 
Bundeskanzler Helmut Kohl, ohne die 
kluge Verhandlungsführung von Wou* 

Der Landesparteitag der 
CDU Niedersachsen in 
Stade war tfer Auftakt für 
die Kommunalwahlen am 
6. Oktober. 

gang Schäuble und Rudolf Seiters und gang ocimuuic uiiu ivuuuii ocin-'- ~    .t 
ohne die Unterstützung der CDU/C^ 
Bundestagsfraktion in schwieriger Ze> 
„hätten wir Frieden und Freiheit füf 

ganze Deutschland nicht gesichert • 

Gleichzeitig mahnte Stock: Die Einhe»1 

sei nicht vollendet, „sie hat erst begon 
nen". In Deutschland sei ein neues L< 
entstanden. 
Die Bundesrepublik habe nicht einf£c 

nur die DDR geschluckt. Das habe K 
Sequenzen. So mußten „wir wieder le 
nen, zu teilen und abzugeben". Es ge 



Ö^NIEDERSACHSEN UiD 27/1991   •  Seite 25 

le..   darum, Opfer zu erbringen, sondern 
•glich vom Zuwachs einen Teil abzu- 

seberi. 

.   erfolg wertete Stock die Auseinan- 
(jj S<ftzung seines Landesverbandes um 

lieh politik: Die Diskussion habe 

d 
ht nur die Niedersachsen-CDU, son- 

v 
rn auch die Bundes-CDU „ein Stück 

^"gebracht". 

se£ Niedersachsen-CDU habe durchge- 
et* u^a^ mcnt einerseits dem Lohnsteu- 
%       30 bis 50 DM Solidarbeitrag 
Ste erlangl werde, gleichzeitig aber die 
w„ ,er auf private Vermögen abgeschafft 

rden sollte. 

neue Mitglieder  

r^ut stellte Stock fest, daß die Erneue- 
st g der niedersächsischen CDU fort- 
l99,e'te- So habe sie im ersten Halbjahr 
tietl i^st 3.500 neue Mitglieder gewon- 
Sp:" Damit liege Niedersachsen an der 
Öün? a,,er CDU-Landesverbände im 
„ ndesgebiet. 

«6^ tfPpes Drittel der neuen Mitglieder 
3o u, rauen, rund 20 Prozent seien unter 
ü    hre alt. 
Min- ^nsicht von Baden-Württembergs 
Her 'sterPräsident Erwin Teufel, Gastred- 
Ertj      dern Landesparteitag, muß die 
k0m Uerung der CDU „von der Basis 

"»men" 
f°rdert 

e*Eb 
e, die Partei müsse sich auf 

enen öffnen, sonst werde sie 

„erfahrungsfern und politikunfähig". 
Dafür sei es notwendig, das Profil der 
Union vor Ort in den Kommunen zu 
schärfen. 
Breiten Raum auf dem Landesparteitag 
nahm die zum Teil leidenschaftlich 
geführte Diskussion um den Baustein 12 
des familienpolitischen Programms ein, 
der sich mit dem Schutz des ungeborenen 
Lebens beschäftigt. 
Hier konnte sich die Position von Bun- 
destagspräsidentin Rita Süssmuth, die 
den gesamten Antrag begründet hatte, 
nicht durchsetzen. 
Mit Mehrheit votierte der Parteitag gegen 
die Formulierungen der Antragskommis- 
sion, in der es unter anderem hieß: 
„Strafandrohung verhindert keine Abtrei- 
bung. Die letzte Gewissensentscheidung 
kann der Frau niemand abnehmen." 

Umfassende Beratung 

Stattdessen wurde ein Antrag des Bezirks- 
verbandes Lüneburg angenommen. Zwar 
werden darin unter anderem ausrei- 
chende finanzielle Hilfen, umfassende 
Beratung und Aufklärung gefordert; auch 
wird an die Verantwortungsbereitschaft 
der Männer appelliert. Doch wird weiter- 
hin am Strafrecht festgehalten. 
Die letzte Entscheidung soll nach diesem 
Beschluß allerdings von der Frau getrof- 
fen werden. Allerdings sei auch der Arzt 
nicht aus der Verantwortung entlassen. • 

Deutschlands Verantwortung in der Welt 
Sch-,eSem Thema hat die Bundesge- 
tel jjftsste,,e unter dem neuen Serienti- 
^ POLITIK AKTUELL eine erste 
k °schüre mit den Redebeiträgen von 
^ndeskanzler Helmut Kohl, General- 

tej.r.etär Volker Rühe und Bundesver- 
'gungsminister Gerhard Stolten- 

berg auf dem Außenpolitischen Kon- 
greß der CDU im Mai dieses Jahres 
herausgebracht. 
Bestell-Nr.: 5443, Verpackungseinheit: 
25 Expl., Preis pro Einheit 28,75 DM. 
Bestellungen an IS-Versandzentrum, 
Postfach 1328, 4804 Versmold. 
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Ulrich Nölle: Bremen braucht 
die politische Erneuerung 

Hervorragende Stimmung und Motiva- 
tion bei allen Beteiligten kennzeichne- 
ten den außerordentlichen Landespar- 
teitag der Bremer CDU am 28. August 
1991, der in die heiße Phase des Bür- 
gerschaftswahlkampfes einleitete. 
Der CDU-Bürgermeisterkandidat Ulrich 
Nölle stellte den Delegierten und Gästen 
seine siebenköpfige Kernmannschaft in 
einer programmatischen Rede vor. 
Zur Mannschaft gehören der CDU-Frak- 
tionsvorsitzende in der Bremischen Bür- 
gerschaft Peter Kudella sowie die Bürger- 
schaftabgeordneten Roswitha Erlenwein, 
Ralf Borttscheller und Michael Teiser. 
Zusätzlich hat Ulrich Nölle drei Mitstrei- 
ter für seine Mannschaft gewonnen, die 
sich bisher nicht in der Politik engagiert 
haben, aus ihren Tätigkeitsbereichen aber 
hohe Kompetenz mitbringen. 
Ilse Wehrmann, die im Wahlkampf die 
Bereiche Soziales, Jugend, Frauen und 
Familie vertritt, ist Sozialpädagogin und 
Geschäftsführerin der evangelischen Kin- 
dergärten in Bremen. In dieser Funktion 
ist sie schon oft in der bremischen Öffent- 
lichkeit in Erscheinung getreten. 
Der Hochschullehrer Prof. Dr. Klaus 
Haefner, Professor für angewandte Infor- 
matik an der Universität Bremen, steht 
für die Bereiche Wissenschaft, Technolo- 
gie, Kultur und Bildung ein. Er trug in 
einer engagierten Rede vor, daß sich auf 
diesen Feldern in Bremen dringend etwas 
tun muß, will das kleinste Bundesland 
den Anschluß nicht verlieren. 
Bernd-Artin Wessels, Geschäftsführer 
einer Fruchthandelsgruppe in Bremen, 

verstärkt die Kernmannschaft in den 
Bereichen Wirtschaft, Schiffahrt und 
Außenhandel. Der Wirtschaftsfachmann 
der in der Vergangenheit gezeigt hat, o 
er schwierige Sanierungsaufgaben n,eI" 
stern kann, machte deutlich, daß Brerfl 
dringend eine wirtschaftsfreundliche 
Politik benötigt, um die wirtschaftlich6 

und finanzielle Talsohle zu verlassen- 

Bernd Neumann: „Wir wol- 
len den SPD-Senat ablösen 
und endlich den roten FÜ2 
aus Bremen verjagen." 

Die Delegierten verabschiedeten eins 
mig 20 Sofortmaßnahmen, die ein CV 
geführter Senat nach der Bürgerschai 
wähl einleiten will, um die Probleme 
Zwei-Städte-Staates zu lösen. 

Der Mittelstand als wichtige Säule ein 
gesunden Wirtschaft soll stärker ge*° ' e 

dert werden. Daneben will die CW   ^ 
Gewerbeflächen ausweisen, um ^aU

AuCh 
Industrieansiedlungen zu schaffen- 
die Infrastruktur soll ausgebaut weJfl.' 
um die wirtschaftlichen Rahmenbed» 
gungen entscheidend zu verbessern- 

Darüber hinaus enthält das SofortPr^ 
gramm verschiedene Maßnahmen,u    ;„ 
die Probleme zu lösen, die den Bürg 
Bremen die größten Sorgen bereit(jneCjit 
tritt die bremische CDU beim Asy»     <j. 
für eine Ergänzung des Artikel 16 <J 
gesetz ein. Asylbewerber, die in Bre    . 
ankommen, sollen zukünftig in Sam 
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OHNE 
FRAUEN 
IST KEIN 
STAAT ZU 
MACHEN. 

Solidarisch 
die Einheit gestalten 

18. Bundesdelegiertentag 
der Frauen-Union 
der CDU Deutschlands 
am 19. und 20. Oktober 1991 
Konrad-Adenauer-Haus 
Bonn 

Aus dem Programm: 

Reden und Redebeiträge 
von Rita Süssmuth, Angela 
Merkel, Hannelore Rönsch 
und Alfred Dregger. 

Wichtige Tagesordnungs- 
punkte: 

• Beschluß über die 
Fusion der alten und 
neuen Landesverbände 

# Neuwahl des Vorstandes 

Für den Abend des 
19. Oktobers ist um 20 Uhr 
ein gemütliches Beisam- 
mensein vorgesehen. 

erkünften mit Gemeinschaftsverpfle- 
n8 untergebracht werden. 

,    n die Polizei soll verstärkt werden, 
v  J

1 °-as Drogengeschäft und die damit 
sj Undene Kriminalität blühen im klein- 
b

en Bundesland. 

t£   ^-DU-Landesvorsitzende Staatssekre- 
0.    ernd Neumann erklärte mit deutli- 

enw 
Se 

orten das Wahlziel der CDU am 
eh 
29 

sen
StUrm erobern, den SPD-Senat ablö- 

sen 

Ptember: „Wir wollen das Rathaus 

und endlich den roten Filz aus Bre- 
VerJagen." Und er fügte hinzu: „Es 

gibt keinen Zweifel, daß Ulrich Nölle die- 
ses Ziel auch erreicht, denn er ist der rich- 
tige Spitzenkandidat." 

Der CDU-Bürgermeisterkandidat Ulrich 
Nölle unterstrich, daß nur ein neuer 
Senat unter Führung der CDU das Bun- 
desland Bremen noch vor dem Konkurs 
retten könne. „Es führt kein Weg vorbei 
an einem ehrlichen Kassensturz und an 
konsequenter Sparpolitik. Bremen 
braucht die politische Erneuerung, um im 
Vergleich mit anderen Bundesländern 
nicht weiter ins Abseits zu geraten."       • 
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